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BEGRÜND'UNG: 

Die OstclTeichische AtztekaLl111't~r hat lnit ßesch~'id V01l1 22.06.2009 fesl~cst,~lH, Jle'tr Johannr 

Arzt für Allg~'Eneinn1edizin, detz.eil VorHegens der für die ärztliche 

zur ärztlichen Berufsausübung nicht meht 

berechtigt und aus der gestrichen wird~ Gleich2eitig wurde die Einzi.ehung des 

Ärzteausweises gemäß § 63 ÄrzteG 1998 ausgesprochen~ 

Dieser Entscheidung liegt folgender Sachverhalt Zll Grnnde: 

Die Österreichische .Ärztekammer llat mit Schreiben des Bundesrninisteriums fijr Gesundheit V0111 

23.01.2009, GZ: BNIGFJ-20100/0218-IV2008;J ein Schriftstüok der Selbsthilfegruppe Zeckenopfer 

vom. 24.06.2008 übennittelt erhalten!! in dem. diese unter Anschluss von Unterlagen eine vom Arzt und 

AEGIS-Proponenten Or. Johann Loi'bner verfasste und erschienene Schrift, betreffend aktuelle 

Masemfälle in als wissenschaftlich nicht haltbar und gefahrlieh kritisiert. Im selben 

UlJ.\.u.~"Vtrr.u wurde dass unabhängig vom genannten Selbsthilfeverein auch der Salzburger 

LandessanItätsdirektor die (zu arn 27..6~2008 elektronisch zugänglich gemachte und daher) 

ersichtlich öffentlich kursierende Schrift Dr. Loibners problematisiert bat. Davon ausgehend wurde 

der Selbsthilfegruppe die Prüfung der aufreohten ärztlichen Vertrauenswürdigkeit des 

L.t.l ... a;;''''~Ii) angeregt. Angeschlossen wurde eine Liste über die Abhaltung VOll Impfstammtischen in 

der vom Mär.l "bis 18. Juni. In diesem Zeitralunel1 hat Dt. Loibner insgesamt 11 

lnfonnationsveranstaltungen in ganz Österreich angeboten. 

Von der wurde 'mit Schreiben vom 12,,2.2009 ein Verfahren zur 

Prüfung der gemäß § 59 Abs. 1 und Abs~ 2 iVm § 4 Abs. 2 Z 3 Ärztegesetz 

elnj;(elell:~~t. Der Vorstand hat § 124 kzteG zur Entscheidungsfindun~ 

l\rt eingeliohtete beratende Gremium (Ehrem"at) hinzugezogen~ 

In"1 Rah111en des Verfahrens hat Herr Dr. Loibner l1ach Befragung zum Sachverhalt oargestelltjl dass t:r 

sich im Laufe der Zeit mit den Ansichten der Pha.rr.naindustrie, deren Absicht es sei 3 den Ärztinnen 

und Ärzten ilrre Denkvieise in Bezug auf die Behandlung ihrer Patientinnen und Patienten 

vorzuschreiben, nicht lTIehr abfinden habe kÖMen. 

Er habe zu Beginn seiner ärztlichen Laufbalm nac11 DurchfUhr'ung einer FSME...Inlpfung eine akute 

I-limhau'tentziindung herbeigeftihrt~ zu einer Zeit~ in der er 'noch von der Not91endiskeit des Inlpfens 

bei Patienten "Überzeugt war. Nach weiteren 4 schwerwiegenden Schäden, tlie durch die FSME­

~~:ll 6RBZ/TT/Gnl3dd30C:l>1·e:JQ 0917l-998E-Ev00
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Inlpfung hervorgerufen wurden, habe er sein Studium betreffend Impfungen fortgesetzt und sei inuner 

zur Überzeugung aelan~Jt, dass eine echte Vorbeugung mit Impfen nicht zu erreichen wäre, 

Auslöser fi3r s"ine .Anti-Impf-Einstellung sei der Umstand gewesen, dass Patientinnen und Patiental 

mit ihren durch Impfungen entstandenen Schäden zu ihm gekormnen sind und er erkannt habe, wie 

eindeutig durch das Impfen entstandene schwelWiegende Schäden geleugnet 'werden. 

Dies sei auch der Anlass gewesen, sioh bei Gericht a1$ Sachverständiger fÜf lmpfschäden eintragen zu 

wo er seit S Jahren als beeideter Sachverständiger im Hauptverband der Sachverständigen täti,g 

und auch grundlegende Artikel zum Thema Impfschäden) Probleme und Hilfestellungen 

verötlentlich habe. 

Eigentlich er in Pension und könne die Praxis zWiicklegenJ was er auch für kurze Zeit getan habe. 

'Nach tnnf Monaten habe er sich entschlossen, die Praxis wieder anzumelden~ als er erkannte, dass 

or.2ene~ns~veu;e geien das Impfen von vielen Leuten betUrwortet werde. Die Zahl seiner 

Patlenunnen und Patienten habe sich nunmehr auf 10 verringert, womit ihm jetzt ausreichend Zeit :tur 

Verfügung sich mit dem Studium fUr" Krankheitsentstehungen, Vorbeugung sowie mit dem 

Thema gesunde Lebensweise zu beSChäftigen. 

halte seit 8 Jahren Vorträge im Verein AEGIS" einem Impf-Gegner-Verein) der in der Schweiz 

etabliert ist Wld in Österreich eine Partnerorganisation 'habe) welche dw-cb seine Frau 'Übernommen 

wurde. Er sei kein Mitglied des V~reines, habe aber Beratungsfunktion auf Grwld seiner ärztlichen 

'I'ätigkcit 

Er betonte, dass er 'Una.bhängig von diesem Verein bereits vorher zahlreiche Artikel geschrieben und 

Vorträge gehalten habe. Er bestehe auf sein Recht als Arzt, seine Schlussfolgerungen resulti.eren aus 

40 Jahren ärztlicher Tätigkeit) intensivem Studiult1~ ausreichender Kompetenz und der notwendigen 

Sorgfalt! zu veröffelltlichen und wies darauf hin ll dass Menschen aus ganz ÖsteITeich bei so genannten 

),Impfstammtischen." die Gelegenheit zum Inforrnationsaustausch nützell "WÜrden. 

Über Nachfrage, ob er denke~ dass es vereinbar wäret dass ein Arzt, gegen den standesrechtlich sowit 

auch berufsrechtlich vorgegangen werde - das Disziplinarverfahren 'WUrde wegen Verfahrensminse] 

an die erste Instant zurückverwiesen - genau das weitermaoht) was Gegenstand des Verfahrens sei, 

erwiderte er, dass er auch weiterhin seine aus 30 Jahren intensivem Studium8J ärztlicher Praxis und 

Erfahrung resultierende Überzeugung weitergeben und veröffentlichen werde und bereit sei~ die damit 

ve'rbundenen Folgen zu tragen.. 

In der erf'Olgten Stellungnahme des beratendell Grerniu.rns (Ebrenrat) nach der Anhörung am 29.4.2009 

wurde festgehalten:l dass Dr. Loibner den Nutzen von Impfungen aUer .Art generell und 

flächendeokend in Frage stelle. Im Jahr 2005 sei Herr Dr.. Loibner wegen senler in der Öffentlichkeit 

vertretenen 'Überzeugung der Nutzlosigkeit von Impfen disziplinir belangt worden. Es sei in erster 

Instanz von der Dis2iplinarkommission ein Berufsverbot ausgesprochen worden, das allerdings weaen 

formaler Verfahrensmäl1gel aufgehoben wurde. Das Verfahren sei noch anhängig.. Herr Dr. Loibner 

tl/G0 ·S l3dd30~)f·i-it1 
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im Verein AEGIS und sei dort 11-nla.l a.18 Vortragender mit Thenlenstellungell 

(fIJJ'ch'WF!~:r~ a:uf kS:ttc~orische AblehnlU'lg jeder 'l'mpfvorsorge hinausHetel1. Ihrrt 

werde 'int konl<.retelll....al1 vot'geWQr1feli. seit Jahren behalTliehe rnündliche und schriftliche Verbreitung 

von (erf(enrlt>at) äJy.tlichen Inforn1ationen tibet n1r11pfen als Geschäft lnit det t.Jr.rw'i!\senhcl("·~ und dalnit 

verbundenen gesundheitsäbträgHche.n R'isiken durchzuführen. Diese seien vieln1ehr Ausdruck einer 

denl wis.senschaftlichen Standard krassest zuwiderlaufenden Minderheitsposition, die 

vorliegend noch dazu insowe'it mit fragwürdiger Optik verbunden sei, als sie die AnSC11Uldigung 

9:eZleltler nGeschäftemachereiu ihrerseits 'mit dem Vertrieb von Altemativabbilfen verbindes deren 

gesundheitseffektiver Nutzen nicht lu einem mit der Impfvorsorge vergleichbaren Maß erwiesen sei. 

Patientinnen und Patienten WÜrden durch Dr_ Loibner unriohtig infonniert und verunsichert bZ\V. 

davon abgehalten,. eine wirksam und wissenschaftlich belegte Maßnahme zur Gesundhejtsvorsorge in 

Anspruch zu nelunen. Er werde nicht in seiner wissenschaftlichen Meinungsfreiheit eingeschränkt, 

so'ndern es werde ihm vOl'geworfen, dass er mit der VOn ihm vertretenen Überzeugung die nicht 

gebildete Patientenschaft beeinflusse. Sein Standpunkt sei. dass die Inlpfungen nur von 

geschäftsmclltigen Kreisen als notwendig propagiert werden~ um damit Gewinne zu erzielen. 

Henn Dr. Loibner wurde Parteiengehör gewährt und er hat mit Schreiben vom 21.05T2009 ausgeflilui, 

dass ihm anlässlich seiner Anhönmg am 29.04.2009 kaum Gelegenheit gegeben worden sei, seine 

Motive und Argumente zu seiner imptkritischen Haltung vonubrinacn und dass er mit Vorwürfen 

belastet worden sei.. Er habe den Eindruck gewonne11~ dass von vornherein feststand, ihm seine 

Vertrauenswürdigkeit abzusprechen.. Ebenso fUhrt er aus) dass von Beginn der Impfungen diese von 

bedeutenden Ärzten und anderen großen Denkern und Staatsmännern bezweifelt und bekämpft 

wurden. wolle keine Diskussion Pro & Kontra Impfen er-öffnen, er wolle nur festhalten. dass es 

verSChIedene Meinunge'n gäbe, Dass Impfen jemals geschützt habe. sei duroh die 

groß Feldstudie der WHO widerleat worden, die in den Jahren 1968~1979 in der indischen 

Provinz Madl-as durchaefübrt vvurde. Dies sei die einzig wirklich aussaaekräftige Studie über den 

Nutzen von ImpfungeIl in der gesamten Medizingeschichte. Auf Grund der Ergebnisse dieser Studie 

wurde die Impfung gegen Tuberkulose in weiten Teilen der Welt eingestellt. 

Er könne nicht wegen geaenteiliger wissenschaftlicher Meinungen zur Verant\vortuns gezogen 

werden- Er wäre in den letzten Jahren öfters zu verschiedenen Diskussionen zum Thema Pro & Kontra 

Impfen als Referent eingeladen gewesen.. Eint' dieser VeranstallUI1!:,ren wurde von der Ärztekammer für 

Ste1emlark organisiert Diskussionspartner waren Kinderfachärzte" Professoren und angesehene 

Persönlichkeiten des Gesundheitswesens_ 

Er halte es ruT seine Pflicht seine Patienten und jene Menschen;» die ilm zu diesem Punkt Uln Rat 

ftagen, nach seinem Wissenstand ZU' informieren. Es wäre bis heute not=h kein einziger Mensch durch 

seine Autldarungsaibeit zu gesundheitlicl1em Schaden gekommen. 

·8 13dd30C:J>i-tjQl:l/EQ 
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betreibe seine ärztliohe Fortbildung selbstständig und sehr intensiv. Er empfange jedoch ~eine 

Berater der medizinischen Industriet schicke J,einseitiges Reklamematerial" zurück. Er sei aber über 

die laufenden Entwioklungen der modernen Medizin informiert Als gerichtlich beeidt:Wr 

Sachverstttndiger er selbstverständlich über die aktuellen Dokumente. Impfplan Mitteilung desp 

BMftt, Virusepidemiologische Nachrichten, etc. am Laufenden. 

Zusammenfassend fi\hrte Dr. Loibner aus" dass er in Folge erschütternder Schioksale von Patienten die 

ihre Gesundheit durch Impfungen verloren hatten» über viele Jahre die Theorien und Folien· det 

llnpfungen Witersuchte. Nach gründlichem Studium und Erfabnmgen als Arzt sei er zur Gewissheit 

gebmb~J dass Impfungen keine geeignete Maßnahme zur Vorbeugung von Krankheiten sind. Er fühle 

sich als Arzt verpflichtet, diese Sicht ZU verbreiten~ 

Der rechtsfreundliche Vertreter von Dr. Loibner hat .zum Ehrenrat u.a. dahiniehend Stellung 

genommen, dass diesem im Verfahren gemäß § 4 Abs. 2 iVm § 59 Ärztegesetz keine 

Disziplinargewalt obliegen würde~ 

Die Östetteichische Ärztekammer hat hierzu erwogen, dass zur selbstständigen Ausübung des 

ärztlichen Berufes als Arzt für Allgemeinmedizin der Naohweis der Erfüllung der allgemeinen bzw. 

besonderen Erfordemis&e aemäß § 4 Ärztegesetz 1998 zu erbrinaen sei und es der Eintragung in die 

Ärzteliste bedarf. Zu den allgenleinen Erfordernissen zähle Wlter anderem die ärztliche 

Vertrauenswürdigkeit gemäß § 4 Aba.. 2 Z 3 'leg. cit. t die sowohl bei der Eintragung in die Ärzteli8te~ 

auch während der gesamten äl~lichen Berufsausübung gegeben sein mUsse. 

Die Berech1i.b~ng zur Ausnbuna des ärztlichen Berufes erlösche gemäß § 59 Abs. 1 Z 1 Ärztegesetz 

1998 durch den Wegfall der tUr die ärztliche Berufsausübung erforderlichen Voraussetzungen im 

Sirme § 4 Abs" 2 leg. cit.t wobei die GrUnde für ein Erlöschen der Berechtigung von Amts wesen 

wahrzunehmen seien. Gegebenenfalls habe die öste1Teiohische Ärztekarruner die Streichuns aus der 

Ärzteliste durchzuführen und mit Bescheid festzustellen, dasß eine Berechtigung zur Ausübung des 

ärztlichem Berufes nicht bebteht. 

Das entsoheidungsbefugte Organ ist gemäIl § 123 leg. cit der Vorstand der ÖstelTeichischen 

Ärztel(ammer~ Dieser karm gemäß § 1241eg,cit. beratende Ausschüsse fi1r bestimmte Angelegenheiten 

einrichten.. 

Zum Begriff der Vertrauenswürdigkeit fUhrt die Östen-eichisohe Ärztekammer au&~ dass dieser im 

gegebenen Zusammenhang ärztespezifisch zu sehen sei, das hieße vom Berufsbild des Arztes/der 

Äl-ztin aus,gehend$ auszulegen sei und er bedeute, dass Siohverlassenkönnen darauft dass ein ArztIeine 

Ärztin den Berufspflichten nach jeder Richtung entspricht. Die Österreichisohe Är'4ekammer verneist 

auf ein Erkenntnis des Verwaltungsgeriohtshofes vom 17..12.1998, 97/11/0317, in welchem 

festaehalten werde, dass eine Person dann vertrauenswürdig sei, wenn sie nach ihrer gesanlten 

Geisteshaltung und Sinnesart ein PersönHohkeitsbild vermittle, das bei Berücksichtigung aller für das 

tl/v0 ·S 
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Gem~ n:schaftsleben belangreichen ·Richtungen ~in in sie gesetztes Vertraue~ zu rechtfeltigen vermag.
 

die gesellschaftlich l'eprlseotative Erwart'u'ngshaltungt die den, Berufsstand der Ärzte- und
 

u1en ·von der Bevölkerung e11tgegengcbracht wel'de, den Mafistah ärltlichel'
 

Ver auensvvürdigkeit in Bezug auf das <3es,untverhaJten nlit H..echt akzentu'iert hoch:. vletdell denl
 

J. I"~ Ider Ärztin doch Gesundheit, körperliche Unversehrth('it und Leben von Menschen als 

s\ utzwürdige l{eclltsgüter anv~aut. Bei der Beurteilung ärztlicher Vertrauens~lürdigkeit sei 

dei. 'leIl ein strenger Maßstab an~ul"lJen. Davon aUSif;trhendll setze die sesetzlioh geforderte 

Ver1J uel swütdigkeit voraus) dass der Arzt aufgrund seines Gesamtverbaltens eine verlässliche 

Beachtung d\ r nut i ~m ärttlichen' Beruf verbundenen Pflichten und Obliegenheiten nach Maßgabe 

einer ausschließlich ;n Wohl dex- Patienten orientierten Beratung und Behandlung (§ 49 ÄrzteG 1998) 

erwarten lässt 

Zur von Herrn Dr~ Loibner in seiner Stellungllahrlle angemhrten Feldstudie der WHO in den Jahren 

1968-1979 in der indisohen Provinz Madras> mit welcher '\iViderlegt worden seit dass Impfen jemals 

gesch'Ützt habe und dass diese die einzig wirklich aussagekräftige Studie über den Nutzen von 

hnpfungen in der gesamten Mediz.ingeschiohte sei, ftihrt die Österreichische Ärztekammer aus, dass 

sich rlerr Dr_ Loibner selbst unter Bezugnahme auf konkrete Studieneraebnisse in Widetspruch zu 

notorisch gesichertem Fachwissen setze, Er sei mit seiner Argumentation auf das Faktenblatt 

EURQ/07/05 der Weltaesundheitsorganisation, EUROPA,. vom 12.09.05, zu verweisen) wonach 

Impfs9hutz Leben rettet. Epidemische Ausbrüche seien eine konstante~ ernsthafte Bedrohung" Wesen 

der geringeren Krankheitsinzidenz 'WÜrden einige den Impfstoff gefährlicher als die Krankheit 

empfmden. Dieses Missverständnis, habe zu einem ernsthaften Rückgana der Impfraten und zu den'! 

Wiederauftreten 'von hoch ansteckenden Krankheiten wie Masems Dipbterie1 Röteln U11d Keuchhusten 

geluhrt. gäbe klare Belege dafür. dass die Krankheiten 2urückkehren~ sobald Impfraten fanen. 

Aufgnmd der ·unbefriedigenden Impfrate sei es in den vergangen labten zu großen Ausbrüchen 

gekommen: 

- in der GUS es eine Diphter:ie-Epidemiejl die ihren Höhepunkt 1995 mit 50.000 Fällen erreichte5 

• von 2002.2004 wurden aus Ländern in der Mitte und im Westen der Region 100.000 Maserntälle 

(nur Ausbrüche) gemeldet Infektiollsk'rankh.,iten kÖMen inuner noch tödlich verlaufen. Krankheiten~ 

welche durch Impfung vermeidbar sin~ kömen somit bekämpft und bei einer anhaltend hohen 

Durchimpfunasrate eliminiert werden. Impfen sei kostenwirksam. Kitlder seien auf ein effizientes 

lmpf\vesen angewiesen, 

Hinsichtlich der Kenntnis als gerichtlich beeidetet Sachverständiger für hnpfschäden über aktuelle 

Dokumente, etc. führt die österreichische Ärztekammer tum Impfplant aktuell Jmptplan 2009, aus, 

dass es sich 'Um evidence-basierte Empfehlungen des Obersten Sanitätsrates (1:rnpfau8schuss: 

14.10.2008) handle... 

Dieser führe aus; Schutzitnp:fungen seien 2U den wichtigsten und wirksamten präventiven 

Maßnahmen, die in der Medizin ~Ut Verftigung stehen, Zu zähleti.. Alle Geimpften können im 
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Regelfall vor der Krankheit aeschQtzt (u.a. Poliomyelitis, Hepatitis B, Masem, Keuchhusten) bZWk bei 

einer anhaltend hohen Durohimpfungsrate eliminiert werden. 

Vor Erreichen der nonvendig hohen Durcmmpfqsrate seien Infektionen bei N'iehtaeimpften !.War 

seltener, aber die Erkrankungen ereignen sich in einem höheren Alter" weil sich die 

Ausbreitungsgeschwindiikcit der Infektionskrankheit verlangsame. Da bei manchen Krankheiten. %.B. 

bei Masern, Erkrankungen mit steigendem Alter schwerer verlaufen, können Niobtaeimpftea die später 

infIZiert werden, schwerer erkrank~nl Es sei daher driniend empfehlenswertll die Impfungen 

rechtzeitig durchzufübrel1, es sei .denn, es liege eine klare Kontraindikation vor. Die dcrzeitiae 

epidemiolo,gische Situation in Ös~rreich erford.ere vor allem Anstrengungen zur Reduktion des 

Erkrankungsrisikos an Keuchhusten, Masern und Influenza. 

eine är-.aliche Verpflichtung,. für einen ausreiohenden Impfschutz der betreuten Personen 

(patienten) zu sorgen. Dazu gehöre, dass die Gnmdimmunisierut1& bei SluaHngen und Kleinkindern 

rechtzeitig besonnen, nicht WlIlÖtig verzögert und zeitgerecht abgeschlossen werde. Darüber hinaus 

sei es not\vendi3, den Impfschutz durch nonvendiae Auffrisohungsimpfungen in jedem Lebensalter 

sicherzustellen. 

Kinder haben (entsprechend der UN-Konvention der Kinderrechte) das Reoht auf beste 

GesWldhei.tsversorgung.. 

Dazu gehöre auoh der Schutz vor Erkrankungen.. die durob Impfung vermeidbar sind. Ein Abraten von 

Impfungen olme Kontraindikation durch Är:tte sei ein Vefstoß gegen die Prinzipien der evidenz­

basierten (~beweisgestQ.tzten) Medizin. 

Es obliege den Eltern. die Schutzimpfungen bei ihren Kindern durchfUhren zu lassen. Die Frage, wer 

geimpft werden soll, sei meist leichter zu bean't'NortenJl wenn auch die segenteilige Frage wer solle 

nioht geimpft werden und warum, in die Überlegungen einbezogen werde. 

Weiters hält die Östetreichische Ärztekammer zur Impfsituation fest!l dass zur ärZtlicbel1 Impfleistung 

neben der Feststellung der Impftauglichkeit~ Anamnese;, etc. auch die Information und Aufklärung 

über die zu verhütende Krankheit und die Impfung zu erfolgen habe (Aufklirungspflicht). Des 

Weiteren hält sie fest, dass weder die Disziplinarkommission noch die Ärztekammer zur Entscheidtmg 

wissenschaftlicher Streitfragen (tatsächlicher oder bloß vermeintlicher) berufen seitm. 

Im Votderarund stünden die Anti":Impfk.atnpagnen, welche von Dry Loibner duroh&eführt werden und 

dieser öffentlioh ebenso behaIrlich wie bedingungslos als Impfgegner auftrete, wobei er allen am 

lmpfvorpng BeteiJilten (Ärzten" Ärztekammert Pharrnafirmen, Oberster Sanitätsrat;r usw.) reine 

Geschätlemacherei unterstelle und die positiven medizinisohen Effekte des Impfens kateaarisch in 

Abrede stelle.. 

Dementsprechend verbreite er seinen Standpunkt kategorischer Impfablelmung nicht nur im Rahmen 

von Veranstaltungen, die sich an ein qualifiziertes Fachpublikum richten, sondern auch bei Vorträgen 

von medizinischen Laie~ somit völlig unkritisch amd Q.bervviegend vor Personen, die als potenzielle 

Patienten in Betraoht kirnen. Daraus folge zwangsläufig die Gefahrlt dass ein großer Personenlaeis 

tZ/90 .~ 
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der beeinflusst werde; l11c:diziniscb-wissenschu.ftlich indizierte Itnpfungen als 

VorsorgenlaHnahtl1e abzulehnen und nach repräsentativenl 

\vlrkstnll zu neutralisierende Kl"4u1kheitsrisiken leichtsinnig. Zu 

lorlgesetzte ilrzthche Verant\vol1ungslosiakeit sei vor denl Hintergrund und in' 

etl1!ichlä21e:en ZUS8111111enhana mit der seit Jahren ausgesetzten dii2iplinarrechtlichen Belangung zu 

sehen. 

Es sei nicht wie Herr Dr. Loibner dies datstelle. der Eintritt in eine fachmedizinischNwissenschaftliche 

Diskussion über den gesundheitlichen Nutzen und die Risken, die mit hnpfungen verbunden sein 

können., welcher ihm sch'werpunktmäßig als eine seiner VetttauellsYVÜrdigkeit abträgliche 

Grundc=instellung zu Last flelegt w~de, das maßgebende Verttauensproblem resultiere vielmehr aus 

der massiven Gefahr einer _!bezogenen Verunsichernnftbreit gestreuter Patientenlaeise mit der für 

wohl verstandene (insbesondere ärztliche) Verantviortung im GesWldheitswesen absolut untragbaren 

Konsequenz, dass gesichert fassbare Chancen zur Eindammung von Erkrankungen verschiedenster Art 

vemaohlässiat WÜrden. Dass derartige medizinisohe Irritationen in Phasen aktueller bzw. drohender 

Epidemien (etvla Masern... oder Influen~a) eine besondere Akzentuierunfj erfahren wUrden, müsse 

nicht weitläufig bepdet werden, es genüge der Hinweis auf die Ausarbeitungen internationaler und 

nationaler Pandemiep)line. Ein gezieltes Hinwirken. dass vorbeugende Strategien, der 

Gesundheitsbehörden gegen den Ausbruch und die Weiterleitung von epidemischen Entwioklungen 

vennieden werden sollen, sei (nicht nur, aber vor allem) für ärztliches Berufsverständnis 

unverantwortlich.. 

Ärztliches Wort und ärztlicher Rat habe in der aesellschaftliehen BewertWlg traditionell vorrangigen 

Stellenwert und sei deshalb regelmäßig mit besonderem Vertrauensvorsohuss und einer 

entsprechenden EnvartUn&:.rshaltung verbunden. Allgemein einsichtig gelte dies potenziert für Ärzte) 

die als Gerichtssachvetständige wirken. 

Dieses breite fachliche Vertrauen in die Ärztesohaft als Basiserfordemis gedeihlicher 

Behandlrungserfolge und ärztliches Berufsansehen zu wabrenJ liese in der Verantwortung der 

gesamten Ärztesohaft, deren Interessen die Österreichische Ärztekammer zu vertreten habe~ 

Im vorliegenden Verfahren gemäß § S9 Aba. 1 Z 1 ÄtzteG sei konkret dariiber zu entscheiden 

gewesen, ob Hmr Dr. Loibner künftig die Gewähr einer ordnun&sgemißen Ausübung des .A.rztberufes 

biete oder ob er im Falle fortdauernder ärztlicher Tätigkeit weiterhin eine potenzielle Gefahrenquelle 

'im Sinne des gesetzlichen gesundheitspolitischen SchutzzWeckes bedeute. Im Rahmen einer derartigen 

uGefiihrlichkeit§ProAAoseL~ war der Handlungs- und Erfolgsunwert des inlaiminierteti Verhaltens zu 

bewerten und Aspekte einer a11f~igen Wiederholungsaefabr realistisch zu beachten. Nach dem 

Gesagten lasse Dr. Loibner keine wie i~r gearteten Anhaltspunkte filr eine anmdsätzliche 

Bereitsohaft erkennenJ sein von kategorischer Impfablehnung geleitetes Ilr:dliches Wirken zu 

überdenken und dahin 2U modifi2ieren, dass er von seinen geradezu missionarisch oraanisierten 

t~/L9 ·S 
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Patientenbeirrunaen Abstand nehme. Manifest sei vielmehr auoh seine aegenteilige Beharrlichkeit, die 

ReIT Dr. Johann Loibner durch seine Verfahrenseinlassung inhaltJioh laufend belalftiae. 

Der VOdtand der Österreichiscben Ärztekammer kam nach eingehender Würdi8UDi im Einklang mit 

der Stellungnahme des Ehrenrates einstimrnig zu dem ErgebnisJ dass Dr.. Johann Loibner naoh seinem 

ärztlichen Wirken und seiner aktuellen Einstellung dazu ein Vertrauen darauf, dus er den 

Berufspflichten in i-r Richtung entspreohen werde" nicht mehr rechtfertige. Da eine verlässliche 

ärztliche Berufsausübung von ihm weder der~it noch in Zukunft zu erwarten sei. war all 

Sichorungsmaßnahme seine Streichung aus der ~bliste zu beschließen~ 

Der Vorstand der Österreichiscben Ärztekammer verkenne selbstverstllndlich nicht die Bedeutuna und 

Tragweite der Renn Dr. Loibner tretrenden Maßnahme, erachte sie jedOCh mit Bedachtnalune auf die 

uneinsichtig beharrliche .A.nkündipa fongesetzter Berufsinitiativen aeaen die (seiner Meinung naoh 

lediglich gewinnorientiert) behördlich geibrderte Impfbereitsehaft als unumgänglich und naoh LaI" 

des Falles angemessen. 

Aus genannten Gründen wurde von Seiten der Österreichischen Äme1cammet mit dem nunmehr 

bestätiaten Bescheid vom 22.06.2009t az: Dr.WKJbwJ die Streichung des Genannten aus der 

Ärzteliste verfUgt. 

Da der Bescheid vom Vertreter des Antragstellers, Dr1r H. KröppelJ &In 14.7,,2009, übernommen 

\VUrde, wurde die Berufungjedenfalls rechtzeitig eingebraoht. Der Binbringcr ist als Besoheidadtessat, 

nämlioh als Vertreter des Berufungswerbers, zur Einbringung der Berufung berechtigt. Diese ist daher 

als formal zulässig anzusehen.. 

.In der Berufung wird der Besoheid der Österreichischen Äntekammer in seinem gesamten Inhalte 

bekämpft. Zur Stellung des Ehrenrates als Verhandlungsorgan (beratendes Organ) zur Feststellung 

einer Bntscbeidungsgrundlage für die Österreichische Ärztekammer wird vorgebracht; dass das Organ 

Ehrenrat rechtlioh als Entscheidungsträger mit rechtsverbindlichem Charakter nicht statuiert ist Im 

Ärztegesetz seien im § 73 alle Otgane der Kammer angefQhrt, der Bhrcmrat befinde sioh nicht darunter 

Nach eigener DeflDition sei gemäß § 124 ÄrzteG dieser Ebrenrat als beratender Ausschuss 

eingerichtet. § 124 Abs. 1 ÄrzteG spreche aber '\10m beratenden Ausschuss tU:r bestimmte 

Anacleaenbeiten. Es müssten daher die Angeleaenheiten klar umrissen sein und könne keineswep. 

einen beratenden Ausschuss die Funktion eines quasi Disziplinarausschusses ~ilt werden. Das 

Ärztegesetz biete mit seiner VerordnungsermlchtijJWlg in § S3 keinesfalls die rechtliche Mögliohkeit 

zur Schaffung eines Ebremates in Fonn eines Oerichtstribunals. Des Weiteren werden inhaltliche 

Rechtswidriakeiten vorgebracht, zum einen entsprl.che es nur teilweise den Tatsachen, wenn 

angegeben 'Wird, dass das Serufsve~t wesen formaler Verfahrensmingel ~ufaehoben worden wlre. 

denn diese sei auch wegen Verstoßes gegen das Recht der freien MeinungsiUßerung erfolgt. Weiters 

wird als gra~erender Mangel bemerlc:t;. dass der Besoheid keine klare Gliederung in FeststellUDSt 

·CtZ;/89 
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rechtlicher Beurteilung au'fweis~. Ebenso fehle der Hin\veis aufg11J!1d 

\,,~Ichel' (He Fests~...:lJungen getroffen wurden. ZUtl Feststellung dei rt:ldstudil: der W1IO 

\Vu·Ü hestritten. dass das von der Östen·t:jchischen Ärztekatrnllcr in ihrer .l\rglul1el\lation angeführt~ 

{~aktenblatt El1RO/07i05 von') 12.09.2009 Gegenstand \\fisseJ'\$chuftlichel~ Auseinanderst:tzung iTn 

Verfahren wal". Dazu wenJcl1 weitere Vergleiche zu Infektionskrankheiten ausaerührt Vorgebracht 

wird, dass die ar)g~blichen Glaubenssätze del' beweisgestüt2ten evidenz-based Medizin weder :6ur 

BeantwortWlg vorgel~gt worden seit nooh stimme es. dass Impfen evide.n2.-based sei Dadurchw dass* 

die Mitglieder des Obersten Sanitätsrates oder ein sonstiges Gremium oder Beauftragte fur Öffentliche 

Gesundheit diese Qualifikation erteilen, sei diese deshalb noch lange nicht wahr. Eviden2:-based sej~ 

dass es in Österreich keine hnptpf1icht gibt und dass auch naoh den Riohtlinien des Obersten 

Sanitätsrates die Eltern der Impflinge über alle schädlichen Nebenwirkungen der Impfuna vorher 

aufzuklären sind und sich die Eltertl frei fUr oder gegen die Impfuna entscheiden sollen. Des Weiteren 

wird bestritten, dass in keinem einzigen der Vortrage von Dr. Loibner, Ärztel' Ärztekammer) 

Phannafinnen oder dem Obersten Sanitätsrat rC'ine Gesohäftemacherei unterstellt worden wäre. Wer 

vom Impfen abrate, hätte natürlich weder bei der Phannaindustrie noch bei den ~en Freunde zu 

erwart~. Keine ärztliche Behandlung ziehe kein Honorar nach sich. 

Er sei der einzia eingetragene geriohtlich beeidigte Sachverständige fiir Impfschäden und es läge 

niehts'';näherJ als in einem derart aufa=zogenem Verfahren einen Sachverständigen rur hnpfech!den 
l'J~1 

auf diese Weise aus dem Verkehr zu ziehen. Tatsächlioh obliege es dem Arzt, welche medizinische 

Methode er seinen Patienten angedeihen ließe. Es sei ihm nacb dem Ärztegesetz erlaubt beispielsweise 

alternative HeiJme'tbaden anzuwenden. Er müsse sich nur der Zustimmung seines Patienten versichern 

und ihn über alle uFür und Wieder'( aufkUlren. Des Weiteren wird eine unrichtiae rechtliche 

Beurteilung hinsichtlich der Vertrauenswürdigkeit vorgebracht. Die weitschweifige Bebauptungll dass 

der unaebildeten Bevölkerung geschadet 1Nf1tde, ziehe nicht. 

lIierzu ist Fol~eD4es festzubaJten:
 
Die zum Entscheid~unkt relevante ßeohtsla&e stellt siob wie folgt dar;
 

Ärztsg&ej%1998 
Er!o,donb" ZIU' BNlljsaU,ü.bu1I8
14. (1) Zur selbständigen Autübung des ärztlichen Berufes al$ approbierter Arzt. als Arzt fli.y" 
Allgemeinmedizi" oder als Facharzt bedarf es, unbeachadet der §§ 32 hl$ 35, 36, 36a und 37, des 
NachweLses der ErfUlhmg der nachfolgend angeführten allgemeine", und be3o.11dsren Erfordem~@:i".; :~':kr : 
sowie der Eintragung in die Ilrzteliste. ~;: ":::.('~Ar~·~~{" ~." 

(2) Allgemelne Eifordernis$t im Sinne des Abs. 1sind 
J. di, österr9ichische Staatsbürgerschaft oder die Slaatsa1lgshörigk,it eines anderen EWR... 

Vertrags9taates oder der Schweize.rischen Eidgenossenschaft oder die Eigenschaft als 
gleichgestellter DrittstaataangehiJriger gemäß § 5b1 

2. die Eigenberechtigung, " 
3. die zur Etfüllwg der Berufspflichten erfo,dlJrliche ~ertrllHjll§wilr4l,keill 
4. die zur E'YjüllulJg der BeruftpflichteIl erforderliche gesundheitliche Ei'I.'1l,.ng $OWiB 

5. ausreichen.tie KeMtnisse der deutschen Sprache. .. 

-.._ 11 .-- ­
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(3) Besondere EiforderlJtsse im Sinne deJ' Abs. 1sind 
J. hinsichtlich dSJA G1"Undausbildu1Ig: 

a) eitl an einer Univetsitlit in der Republik tisterreich erworbenes Doktorat der gesamten 
Hsilkrmde od8r ein gleichwertiger.. im: Ausland erworbener und in ()Jj'rten-8iclt. als Doktorat 
der gesamten Heilkunde nostrifizierter akademischer Grad oder 

b) :m~,ätzlich zu 1it, a ein Qualijikatlonsnachw,ls zur Ausilbung des zahnärztlichen Ber:rd'es 
nach den Bestimmullgen des Zahnllrrtegesetzea (ZÄG), BGBI. 1Nr. 12612QOJ, im Fall fiiner 
angestrebten Berujsberechllgung als Facharztfür Mund.., Kiefer- und GesickI8chtrurgie,· 

2. hinsichtlich der Ausbildung zum Arztfür Allgehletnllledizin oder zum Facharzt: 
a) ein von der 6sterreichischen Aniekammer gemiJß § 1j Abs. 1 ausgestelltes Diplom üb'T die 

bfJ8onder8 Ausbildung in der AIJgemeimtteditih od,r F"charzldiplom~ wobei tm Fall einer 
angestrebten Beruftherechtigung als Fa.charztfü;r Mund-I Kiefer- und Ge~iichtschirurgie das 

gemtJIJ Z ilit. b längstens zum Zeitpunkt des An/ritts zur Facharztprofimg 
, oder 

h) eine gemrJß § 14 als gleichwertig QMtkannlfd entJJpre€hendeprakitsche Ausbildung zum Arzt 
für Allgemeinmedizin oder Facharzt und .eine gemäß § 14 als gleichwe~tlg anerkannte 
oder zusätzlich absolvierte Prtlfung ZUIh A~ljür Allgemeinmedizin oder FachafZtprilfung~· 

.3. anstelle der entsprech8liden Nachwei&tI gemäß Z 1 und 2 eine entsprechende. 
Betuftqualiftkation gemäß § j oder § ja. ( ...) 

Erlösch,n und Rukell der Berechtigung :u, Bsr"fttul8l"butlg~StndclJ""I 1111I Ikr Ar:lJellste 
§ 59 (1) Die Berechtigung zur AUlÜlmng aeJ· /j1%/llchen Berufes erJischt.~ 

1. durch den Dgfall,1",.,. für die ärztliche BerufJtJ,g:tlhunq.lJ!f.ord'rllch." Voraussetzun 
2. wenf~ he'Norkommt. dass eineftJrdie Eintragung in die Ärztelist' erford.rl'ehe Vorauasetzung 

scho,~ ursprünglich nicht bestanden hat, 
3. auf' GJ'luNd einer lilnger als sechs Monate dauernden Einstellung der Berrufsawübung) wobei 

eine laa1lkneUsbedin.gte Nichttlusübung keine Einstellung der BeYUfsauaübung darstellt, 
44 auf Grund eines Disziplinarerkenntniss8SJ mit dem dse BerupaU&übung befristet untersagt 

worden ist, 
5. auf Grund ei7l~ Disz~Jitlarerkenntnisses, mit dem die Stt,ichung aus der ArzteJiste 

auagesprochen worden ist. oder 
6. aufGrund eines Verzlchees ~/die Beruftausflbung~ 

(2) Die GrlJnde fllr das Erlöschen der Berechtigung nach Abs. 1 sind auch 'VOh Amts wegen 
w"krzunehmen~ Die Mitw,,.kungspjlicht der Panei in Verfahr,n betreffend das ErltJschen der 
Berufsberechtigung b«Jteht sich insbesondere auf die Befolgung von Anordnungen hinsichtlich 
fachlicher Begutachtungen der gesundheitlichen Eignung, 
(3) In den FlilJen des AbI. 1 Z llß 2 und j sowie im Fall der Z 411 wenn die Berujsa'WübungjQr ein' 
Frot 'Von m.ehr als drei Monaten untersagt worden Ist, hat die ÖstelTeichische A"rztskammer die 
Stl'elcllU/1g aus der Ärzteliste durchzuführen und mit Bescheid festzustellen" da&'s eine Berechttpng 
zur Ausübung des Clrztlichen Berufes "lchi besteht. In Fällen des Abs. 1 Z 3 und 6 hat die 
Ö~·terrtlichische .A.r:tlekammBr die Streichung aus der lrzteliste durchz'4führen und den Arst von der 
Streichung zu verstli1ldigen. Wird,. der ur~prünglich bestandene Mangel einer für die ä:rztliche.~· '. 
Beruftauawung eiforderlichen Voraussetzung ntlchtTäglich offenbar, ist mit BBlcheid fe~ltzustellBn. ' 
dass eine Berechtigung zur Ausulnoig des arrt/ichen Berufes nicht bestanden hat Geg'h den Bescheid, i 
der ()sterreichischeh AnJekammer steht die BerufUng an den Landahaupemann offen~ I,,, dessen.., 
Bereich die lltztlithe Tätigkeit ausg,übt worden Jat. (, ••) " 

B,htUldlung _ Krllllkell' undB"~.,,"~gder Ge,lunde# 
§ 49. (1) Ein Arzt ist Vlfrpjlichtet,}eden -VOtl'fhm in ärz~ticheBeratung oder./Jehan;dlung 
ab,rnom1Mnen Gesunden und K'rtJIika", ohne ,URterschied dü Person gewissenhaft zu betreuen. Er hat 
sich lall/end im RahmBh,an.erkannter Fortbtldungsprogramme der A.

1

72tekamm,rn In. d61l I. 

BundesltJndern oder der Osterrfiichischen Äntekammer oder t", Rahmen.Q,1Jerkannter ausläMi8c_':''',J,~<::,j>,:~:,: ~ 
Fortbildun",p~()grD,1WIMlorlrIJ.lJilde.nfl1Id nf!.ch Maßgabe der tuztlic1llm: ""u$e~ u7ÜJ Erfa1rrang;7.~(if~i';1t~rÜ·i::;\/, 

I' 

sowie unter Eitlhaltung der bes(ellenden Vorschriften und der!o,chspezijilchetJ Qu.alüätt$tatuJards dtu . 
Wohl der Kr.ankrm UM den Schutz dir Gesunden iu wahren. 

b1:'-?:T ..... ..,:':17/--Q9PZ-99SE-EbQC.l3dd30Cl)f·~atZ;/9t ·S 



- 12 -

verstJl1,llch U13l/ un.ntilteJbarj allenfalls in Utir anderen 
er Hilj1"'Pe~~~'onell betlienen, }lI~rIfI (.lics~ nach seinen 

A"l(11"t:UUU1.een und t~nter setner stäJ1(llgen Auf~'icht htO'ldeln. (.u) 

l1(:!rechtigung zur Ausilbu'lg tles ärztlichen Berufes inj'oJge Erlöschft!J'l.;' diesftr 
oder durL"h. Untftrsagung d~r Beruftaustlbung (§;). 61, 62 oder 138) v€:!rl()ren hai, 

ist verpflichtet.. eine g'mäß~' Ahs. j ausgestellte Bescheinigung sowie den .ilrzlet).usweis (§ 27 A~', 
7) der >Ö.s'teTreich~~~,·henArztekam1ner unverzüglich abn~liefer1A. Verpflichtung zur Ablieferung des 
Ausweises trifft weiters Personen, bei denen der ur:'''prünglich bestandene. Mal2gel der Erfordernisse 
zur arz(lich,en Beru!sapsilli:ung.ntJchlräglich h~nztJ."gfJkommen ist und di.e·daher aus der Ä:rzteli.9te 
gestrjchen worden sind:(§ 59·Abs. 3). Wifd die Besohei,iigung oder der Ausweis nlcht abgsliefert, so 
hat dte nach dem letzten Beruftsitz~ Dienstort oder Wohnsitz (§ 47) zuständige 
BezirksllerwaltungsbehÖf'de a~üAntrag der 6&terreichischen Ä"rztekarilmer den ÄrzlBQU,weis 
Z'NQlIllsweise und dieser zu übersenden. 

Dls"ipiinurvergen flll. 

!J'i 136. (1) Ärzte machen sich eines Distiplinarvergehens sChuldig, wenn sie iTJ'l Inland oder im Ausland 
J, das Ansehen der ih Österreich tätigen A·rzteschaft durch ihr Verhalie'" der Gellieinschaji:l den 
Patienten oder de" Kollegen gegenüber beein/rllchtigen oder 
2, die Berufspflichten verletzent zu deren Etnllallut~g sie sich anlüs.s'Uch der Promotion zum Doctor 
medicinae universae verpflichtet haben oder zu deren Einho.ltu:ng sie na,'n diesem Bundesgesetz ode.r 
nach anderen Vorschriften verpflichtet sind. (.n) 

A"S8c}rii," . .
 
§ 124.'(1) Der Vor$tat~dkan" bemtende A~achüg~jefllr bestimmte,:Angel~genheiten einrichten. (,. ..)
 

AI'gen.eiltes VSl1f,1altlUlg,vsrfahI'Bnsgeseq. 1991 - AVG 
§ 66 (4) Außer deIn l,t Abs.2 erwähnten Fall hat die Berufung~behiJrde, sofern die BerufUng nicht als 
unzula8sig oder verspätet zurfJ.ckzuweisen ist" immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ut 
berechtiglll sowohl im Spruch als auch hinsichllich der Begründung (§60) ihre Anschauung an die 
Stelle jener der Unt6rbehlirde zu setzeh und demgemäß den angefochtenen Bescheid nach jeder 
Richtung abzuändern. 

Dazu Aal die BerU,funisbehör.de erwogen.' 

Zu.r selbstständigen Aus'übung des ärztlichen Berufes als Arzt für Allgemeinmedizin sind die zu 

erbringenden AllgenJeinfbn Wld Besonderen Erfordernisse gemäß § 4 Ärztegesetz 1998 taxativ 

aufgezählt und hat bei Erfüllung der Voraussetzungen eine Eintragung in die Ärzteliste zu erfolgen­

Zu den Allgemeinen Erfordernissen zählt gemäß § 4 Abs~ 2 Z 3 Ärztegeseu 1998 die 

Vertta~sWÜrdigkeit. 

Der Verwaltungsgerichtshof hat zur Vertrauenswürdigkeit in seinem Erkenntnis von1 24.02.2005.. 

2003/11/0252,. den R.eohtssltz (vgt dazu Stammrechtssatz VwGH vom 17.12~1998, 97/t1/0317) 

geprägt, dass eine Person dann vertrauenswürdig ist.. wenn sie nach ihrer Besamten Geisteshaltung und 

Sinnesart ein Persönlichkeitsbild vermittelt, das bei Berücksichtigung aller fur das 

Gemeinsohaftsleben belangreichen Richtungen ein in sie gesetztes Vertrauen zu reohtfertigen vermag. 

Unter Bedachtnahme auf die Regelungen des Är2t~f:.resetzes bedeutet Vertrauenswürdigkeit das 
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Sichverlassenkönnen darau.f, dass ein Arzt bei Ausübung des ärztlichen Berufes den Berufspfliohten 

nach jeder Richtung entspricht. Daraus ergibt sie'h l dass Beru±spfliohtverletzungen nach ihrer Art und 

Schwere (§ Ab8. 3 Ärztegesetz 1998) den Verlust der Vertrauenswürdiakeft naoh sich ziehen 

können. Daher ist imjeweiliaen Einzelfall zunächst zu prOfen, ob der betreftende Arzt überhaupt eine 

Verlet2:ung von Berufsptlichten, zu deren Einhaltung er im Sinn des § 136 Abs. 1 Z 2 Ätzte~setz 

1998 verpfliohtet ist. begangen hats und sodann unter Berücksichtigung eines allfal1igen seitherigen 

Wohlverhaltens zu bewerten, ob ,diese Pflichtverletzung derart erheblich ist, dass eine weitere 

Bejahung der Vertrauenswürdigkeit des M.ttes ausgeschlossen werden muss. 

Da es sich beim Erlöschen der Berechtigung zur Berufsausübung und der Streichung a.us der Ärzteliste 

wegen Wegfalls der Vertrauens\VÜrdigkeit nicht um eine Strafe;t sondern um eine 

Admilustrativmaßnahme zunl Schutz der Öffentlichkeit vor nicht vertrauenswürdigen .Ätzten handelt, 

ist auch zu prüfenll ob der Mangel der VertrauensV/Ütdigkeit auch 'noch im Zeitpunkt eines 

rechtswirlcsamen Ausspruches nach § 59 Ärztegesetz 1998 gegeben ist 

Die Österreichische Ärztekanuner bat in ihrer erstinstallZlichen Entsoheidung vom 22.6.2009 den 

festgestellten Sa.chverhalt 'nachvollziehbar erwogen W1d rechtlich beurteilt und schließt sich die 

Berofungsbehörde unter Einbeziehung der wesentlichen BeruiUngsvorbringen diesen Überlegungen 

foliendennaßen an: 

G~mä.8 § S9 Abs. 1 Z ,} Ärztegesetz 1998 erlischt die Berechtigung zur Ausübung des ärztlichen 

Berufes durch den Wegfall einer für die ärztliche Berufsausübung erforderliohen Voraussetzung und 

hat die ÖSterreichische Ärz:tekammer die Streichung aus der Ärzteliste durchzufUhren und mit 

Bescheid festzLlstellen, dass eine Berechtigung zur Ausübwlg des ärztliohen Berufes. nicht besteht 

G'eIDäß § 123 leg.oit trifft im Verfahren semU § 59 Abi. 1 Z 1 und 2 der Vorstand die Entscheidun~. 

Dieser ist gemäß § 124 leg.cit berechtigt, beratende Ausschüsse :ft1r bestimmte Angelegenheiten 

ein~uric:hten~ Der Vorstand hat wie Von der Österreichischen Ärztekalnmer riohtigerweise ausaeführt. 

keine stra:frecllt1johe Entscheidung herbeizuführen, sondern handelt es sich bei der Streiohung eines 

Arztes aus der .Ärzteliste w'egen Wegfalls seiner Vertrauenswürdigkeit im rechtliohen Sinne um eine 

Administrativmaßnahme zum Schutz.c der Öffentlichkeit vor nicht vertrauenswürdigen Ärzten (VwGH 

VOln 20.06.2006~ 2004/11/0202). Das mit der Einrichtuna eines beratenden Ausschusses (Gremiunl) 

erarbeitete Ergebnis fand unter Gewährleistung aller fachlichen Bereiche statt. Diese von 

FachexperteJ.l erfolgte Stellungnahme war Grundlage fiir den entscheidungsbefugten Vorstand~ sodass 

in Überzeugung der erkennenden Berufungsbehörde die Entscheidung rechtmäßig erfolgte. Eine 

Einrichtt.lt1g in Form eines Gericbtstribunals., wie dies seitens des Berufi.ulgswerbers vorgebracht wirdjl 

kann nicht erkannt werden. 
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der di~ Autllebung des VOn dt:r DiszipliJ1Brkor:nn1issiO]1 

Oi"I-III~ul:. ..·l"''''''~·;::lI.c'' ...... A""-...... r......_ ...... piL....- auch \"legen des \'e(stoßcs gt;;gen das Reoht 

deI' freien MeinunesäuHeru'I1i! crfbhrt\·~ so v.;jrd dahingch4.:l1d deutlich klaJ'gelegt da~s es sich bei 
ll 

darunl handelt~ eir) ltrundrecht getnäß Art. 10 Ml~,:K 

ist zu ob die BenllLll1gc.:n und somit die Aufklärungen ZlUll 

l~hema oder von Herrn Dr. Loibner Hegenüber seinen sich ihm anvertrauende.., 

schutzbedürftigen Patientenll für die er die Verpflichtung der Beratung und/oder BehandlW1g 

übernolnmen hat) die fUT sich selbst, aber zum ehlem grollen Teil fur ihre "Kinder" und somit 

Schutibefohlenen eine Entscheidung zu treffen halbent in ausreichendem Maße~ entsprechend der 

gesetzlichen und richterlich getroffenen Maßstäbe erfolgen und ob die Art und Weise der InfOID1ation 

sowie seiner Einstellung der Vertrauenswütdlgkeit der ärztlichen Beru.:fsausübung erforderlichen 

Erfordernisse entgegenstehen. 

Der Bernfungsbehörde liegen die Unterlagen der im Hinblick zeitliehet und regionaler organisierten 

nImpfstalnmtisoheU vor.. bei welchen Herr Dr. Loibner im Zeitraum von März bis Juni 2008 11 Vor~ 

kategorische Ablehnungjeder hnpfvorsorge hinausliefen. 

ist die seit Jahren beharrliche mündliche und sohriftliche 

ab~;eh;altclll hat t 

Iiii.LYJY.L.,LI.I..tEj von (erkennbar) InfolTIlationen über +Jmpfen als Geschäft mit der Unwissen­

.:und den damit verbundenen gesundheitsabträglichen RiskenJ was in Hinblick des 

iU g,gg..,u Widerspruch datstellt Dabei unterstützt die fragwürdige 

t der Ansohuldigung der Geschäftemaoherei die .AIgumel1tation des Nichtimpfens. 

~ztel(an3ml=r handelt es sich im Rahmen der Veranstaltun.u;en nicht nur um ein'IiiiII1..i;;I.......I.I. .... IL'J
 

"'d ....Iii... & ....,.... lw'I~ ",.,I,;;t Faohpublikumt vielfach um medizinische Laien. Selbst der Berufungswcrber 

Me:nsC.Llen aus bei den sogenannten "Impfstammtischen" die Gelegenheit 

zum Infonnationsaustausch nützen \VÜrden. Nicht die impfkritische sondern die kategorische 

RwP...........u.'-i.uu.'"
 Ha.ltungs Impfungml geeignete Maßnahme zur Vorbeugung von Krankheiten 

der den Nutzen von Impfungen' aller Art generell und 

flächendeckend kategorisch in Frage stellt Damit werden die auf Evidenz basierten Empfehlungen 

und Inhalte des ImpfplanesJ mit welchem auf wissenschaftlicher Basis auf die wichtigsten und 

wirks~msten präventiven Maßnahmen zum Sch'utz vor Infektionskrankheiten durch Schutzimpfung 

hingewiesen wird! ohne wenn und aber in Abrede gestellt. Aus den Veröffentlichtmgen von Henn Dr. 

Loibner ist aus Sicht der Berufungsbehörde eine BagatelHsienmg Von Krankheitsriaken erkennbar. Es 

fehlt an Fakten und Zahlenmateri~lt an nachvollziehbaren GegenübetStel1w1gen und es sind im 

Gegenteil Fragen l1ber Fragen aufgelistet", die mit geschichtlicher Entwicklung beantwortet werden. 

Der BerufungsbehÖfde fehlt dazu die Nachvollziehbarkeit im Zusammenhang mit €Ier Impfung~ Die 

vorliegenden Artikel (http://dr.loibner.net) stellen keine Entscheidungsgrundlage dar~ sie erinnern 

vielmehr an Geschichten, deren nachweisliche Quellen zumindest nicht angegeben sind. 
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Werm der Berufungswerber ausführt, dass er auch an einer von der Ärztekammer organisierten 

Veranstaltung nTit unterschiedlichen Diskussionspartnem wie KinderfacbärZte~ Professoren und 

angesehene Persönliohkeiten des GtJ$oodhei'tswesens einseladen worden sei. so geht e$ gerade darum. 

den Patie11titmen und Patienten den Blickwinkel in alle Richtungen nicht vorzuenthalten. 

Angemerkt sei, dass &s 'Vorbringen, dass bis heute kein einziger Mensch aufgnmd seiner Beratung 2:U 

gesundheitlichem Schaden ka.m, hier aufgrund der Unzuständigkeit bzw. fehlenden Legitimation·dies 

weder bew'iesen werden kann~ noch darf. 

Der Berufungswerber nimmt in seinem Parleiengehöt dahingehend StellWlg, dass er selbständig und 

sehr intensiv ärztliche Fortbildung betreibe.. Auch hier fehlt es nachvollziehbar an der 'Weitergabe 

einer allumfassenden Information hljede Richtung. 

Der Impfplan 2009 ist - wie bereits ausgefdbrt w lediglich als Empfehlung anzusehen 'und fußen diese 

jedoch auf einer Expertise des Impfa'Usschusses und diese wiedennn auf Evidenz basierter Medizin. 

Ebenso ist es gemäß dem Impfplan Österreichs eine ärztliche Verpflichtung~ tur einen ausreiohemden 

Impfschutz der betreuten Personen (patienten) zu sorgen. Da2U gehörti' dass die GrulldimmunisienJng 

bei Säuglingen und Kleinkindern rechtzeitig begonnen, nicht unnötig verzögert un.d zeitaerecht 

abaeschlossen wird. Entsprechend der UN..Konvention der Kinderrcchte haben auch Kinder das Recht 

auf beste Gesundheitsversorgung. Laut Jmpfplan gehört dazu auch der Schutz vor Erkrankungen, die 

duroh ImRfun,gen vermeidbar sind. Ein Abraten von Impfungen ohne Kontraindikation durch Ärzte 'ist 

ein Vm-stoß gegen die Prinzipien der Evidenz basierten und somit beweisgestützten Medizin. 

1m Impfplan sind neben den präventiven Maßnalunen zum Sohutz vor Krankheiten auch 

Kontraindikationen so\Vie Risken und der abgestuften Impfempfehlungen auch die Aufklärungsptlicht 

des Arztes vorgegeben. fu dieser sind unter anderem der Nutzen der Impfung fUr den Einzel'nen und 

die Allgemeinheit wie auch Konu:aindikationen und mögliche Nebenwirkungen und/oder 

Komplikationen fester Bestandteil. Zusammenfassend ist daher festzustellen, dass eine allUInfassende 

Infonnation den Unterlagen fehlt und bei Verbreitung an n1edizinisohe Laien eine Veru~ichemng 

entsteht die durch diese einseitige lind subjektive Sichnvelse hervorgerufen wird. Damit ist jedenfalls 

ein Handlungs. und ErfoIgS'unwert eines Verhaltens zu er~em1en. Durch die Wiederholung ~iegt 

dadurch sogar eine organisierte Verunsichenmg vor.. Zum Vorbringen~ dass Inan sich duroh Abraten 

von Impfungen keine Freunde mache und dadurch auch kein Honorar erhalte~ sei gesagt, dass eine 

sachliche Abwäaung von Inhalten v0t2onehmen gewesen wäre. 

AuiWund der einseitig erfolgten Infonnationen enveitert die Berufungsbehörde die rechtliche 

Beurteiluna aufdie Erfordemisse der Aufklänmgsptlicbt in der ärztlichen Behandlung. 
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111 besteht seit Ende des Jahres 1980 (A ußerklllafttreten J3undE!'sgesetzes Üb~T 

gegen keine h11pfpflicht n1e:hr. l)~r 1111pJplan des ()berslen 

$a'1itätsrates 2009, uc:r y.war keine nOflliative 'Wlrkung entfaltet, e-rlthäh dil.: ürztUche Ver~~Jltchtullgt 

für Cln.;n Husrtdchenden I-"lpfs<;hutz der bet~lleute.Tl Pcr~ol1e!l (Patienten) zu sürg~~n, Der Atzt 

.....Ij"'.U.&VAJ.L"'? eirU::11 T~atienten zu behandeln. Wenn der A.l'zt alletditJgö dl~ Beratung 

1:S~J~lcUll(]1l1l12 übernommen hat (ausgenommen Notf'JlJe/siehe dazu gesetiliche Be~ti1l1mungen)2 so 

er zur gewissenhaften Behandlungyerptlichtet und ist der Maß$tab fUT die Sorgfalt der ieweilige 

Stand der medizinischen Wissenschaft und Erfahrung. 

§ 49 Abs, 1 Ätztegesetz da~U, dass der Arzt verpflichtet ist, jeden von ihm in ärztliche 

'&=l'''''~''''TU'' oder Behandlung genommenen Gesunden und Kranken ohne Unterschied der Person 

gewissenschaft zu betreuen. Er hat 'hierbei nach Maßgabe der ärztlichen und Erfahrung 

(OGH VOm 16.3.1989= 8 Ob 525,526/88) sowie unter EinhaltUllg der bestehenden Vorschriften das 

der Kranken und den der G'esunden zu wahren. Von dieser gesetzlichen Bestimmung 

sind jedenfalls auch die präventiven Maßnahmen wie Schutzimpfungen erfasst. 

Ein dein ~zt anzulaste:ndes F·ehlverhalten bei der Behandlung des Patiellten liegt dann vor, wenn er 

nichfi'l~'ach Maßgabe der ':ä~t1jchen Wissensohaft und Erfahrung vorgeg~8en ist oder die übliche 

Sorgfa:lt eines ordel1t~~he;n pflichtgetre'aen" Durchschnittsar2tes in der konkreten Situation 

vermiCblässigt ha~ (Reisenauer'in llt.mmtel ABGB2§ 1299 Rdz 25; JB~. :'1987. l'04; JBl. 1987. ,670; SZ 

621S35~ Die Behandbmg,l,'nuss alsQ,en.-ecbmdden On:wdsätzen der m.edi~ischen Wissensohaft'und 

den Regeln der ärztlich'en K.unst erfolgen. h'i gleicher Weise wurde vom OCR ausgesprochen,' dass 

der hzt im Rahmen der Erfüllung des ärztlichen Behandlungsvertrags Diagnostik, Aufklärung und 

Bt:ratullg nach den Regeln der ärztlichen Kunst schuldet~ wofür der aktuell anerkannte Stand der 

Erkenn1nisse der medizinisohen Wissenschaft rnaßaeblich ist (OGH vom 25.1.1994, 1 Ob 532/94~ vgL 

auch 5 Ob 148/07m vom 11.1_..... '.n.• 

Sind 'nun bei einer Behandlung mehrere Behandlun8smethoden möalich, die jeweils vergleichbare 

Chancen eröffnen, aber mit verschiedenen Risken verlmüpft sind, steht naoh herrschender Meinung 

die EIltscheidungsbefugnis über die Wahl der Methode dem Patienten zu, der hierüber aufzuklären ist 

(Mernmer in AignerfK.leteckalK1etecka-PulkerlMemmeri Handbuch Medizinrechtt 4. 

Ergänzungslieferung l 2006, IJSl).. Eine EntscheidW1g dW'ch den Ar.t:t welcher die Methode vorgibt~ ist 

auch bei Einwilligung durch den Pa.tienten rechtswidrig, da ihm dadurch die freie Wahl genommen 

wird. 
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Die Entscheidqsbefugnis t mit welcher also duroh Einwilligung oder Nichteinwilligung in eine 

medIZinIsche Behandlung ausgedruckt vvird. ist nur dann wirksamt WeInl ihr eine ausreiohende 

Aufkläruna vorausgeht. Dabei :nimmt das ärztliche Gespräoh einen entscheidenden Faktor in der 

Beziehung zwischen Ar~ und Patient ein. 

Der aGR sieht die Aufklärungspflicht, was den U'mfang der Aufklärung betrifft unter dem 

Gesichtspunkt "Salus aegroti suprema lex" (11Das Wohl des Kranken ist das oberste OebotU
) und in 

weiterer Folge unter dem Gesichtspunkt des Selbstbestimmungsrechtes des Patienten (OGH 

23 .06~ 1982, 3 Ob 545/82). Ein Selbstbestimmungsrecht kann jedoch nur dann bestehe~ wenn die 

Autklärung in angemessener und zumutbarer Weise 'über Art lUld Schwere sowie über mögliche 

Gefahren und schädliche Folgen der betreffenden Behandluna und ihrer Unterlassung 

(Risikoaufklärung) erfolgt ist 

Die ärztliche Au.fklärung ist somit Bestandteil des Behandlungsvertrages (OGH 18.03.1981~ 1 Ob 

743/80)r Nicht oder nur ma.ngelhaft erteilte ttrztliohe A..r.fklärung fUhrt daher jedenfalls zu einer 

Verletzung des Vertrages selbst und führt zu schadenersatzrechtlichen Ansprüchen.. 

Aufzuklären hat der behandelnde Ar~t grundsätzlich über drei verschiedene Bereiche~ 

Diagnogeautldötung) Behandlungsaufklärnng und RisikoaufkUtrung. Der Oberste Gerichtshof (OGH) 

hat .in ständiger l~ohtspreohung Grundsätze über die Erforderliohkeit und den Umfang der Aufklärung 

herausgearbeitet Solohe leitende Grundsätze sind e't\'l;'a: Die Autklärungspflioht ist umso umfassender, 

je weniger die Maßnahme dringlich ersoheint.. Die Aufklänmgsptlioht ist umSO weniger umfassend;, je 

notwendiger fUt die Gesundheit des Patienten der Eingriff ist Der Arzt hat jedenfalls (im 

Patientengespräch) auf die Risiken einer 'Unterlassung der gebotenen 'Behsndluna hinzuweisen. 

N'utzen und Sohaden sind in Relation 2U setzen, das heißt auoh die Folgen einer unterlassenen 

gebOtenen Behandlung sind darzu1egen~ Bei der Rlsikoaufklärung ist weiter zu unterscheiden 

zwischen dem allgemeinen m1d dem typischen Risiko. Was das allgemeine Risiko betrifft, müsse 'bei 

Scbäden~ wenn sie nur in äußerst seltenen Fällen auftreten angenonunen werden, dass sie fUr einen 

verständigen Patienten fiir seinen Entschluss1 in die Behandluna einzuwilligen, nicht ernstlich ins 

Gewioht fallen werden. Typische Risken sind solohe, d.ie speziell dem geplanten Eingriff anhaften. 

Das Risiko muss allerdings von eini_er Erheblichk.eit und dadurch geeignet sein, die Entscheidung des 

Patienten zu beeinflussen. (Kurt I-Iofmanns die Aufklärungspflicht des Arztes im Lichte der 

Rechtsprechung des OGH, RZ 1998~ 80). 

Diese Grundsätze mündeten auch in die Entscheidung des OGH vom lO,07.1997~ 2 Ob 1997/97b, in 

'welcher eben ausgeführt wurdet dass der abgeschlossene BehandlWlg&vertrag %~schen Arzt und 

Patient auch die Pflicht beinhaltetet, den 'Patienten nber die möglichen Gefahren und schädlichen 

Folgen der Behandlung zu unterrichten (OOa 7 Ob 12/97h, 2 Ob 197197b, 1 Ob 84/08x). Diese 

Aufldärungsptlfcht besteht nicht nur bei oIJ(.;.arativen Eingriffen, sOlldern auoh bei medikamentöser 

Heilbehandlungj/ bei physikalischen Einariffen und auch bei hnpfungen (GOR 5 Ob 1S24/94~ 2 Ob 
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bei eine Aufklä'tungsp:f1lcht nach den allgemeinen 

Denl Pa1:i~ntelj anuss es deI' ät2.tlichen Aufldärung gtundsUtzlich 111Öglich sowohl die 

ärztUchen Beha.nd[un~ bzw. 'bei Niohtbehandlung abschätz.en zu 

Wi)Jensbildung geschützt werden. Die Aufklärung 

Jedenfalls im auf PersönlicbkeitsstrukturJ aber a.uch auf den Bildungsstand eines 

,nlwl.l~U nämlich ob er durch 2:u. umfangreiche verunsichert und damit unter 

nicht für die Behandlung entschließt. Dies wÜrde 

Patient zwar Risken dadurch aber die oft ungleich höheren Risken 

Unterlassung aufsieh muss (OGH vom 23.06~1982t 3 Ob 545/82). 

.IJ~\oIn.....hrung einer wie andere medizinisohe Behandlung als Eillgriff in 

die nur nlit Pa.ti~ten oder gegebenenfalls seines gesetzlichen 

der Arzt somit V.,rpf1iC]ltet~ einer gehörigen Aufklärung; nachzukommen. 

Der Mögliohkeit einer Schutzimpfung aufzuklären. Persönliche Bedenken 

des M.des gegenüber einer speziellen Impfung köIll1en jedenfalls vorgebracht werden. Allerdings ist 

darauf hinzuweisen~ dass seine Ansicht nicht der vorherrschenden wissenschaftlichen Meinw1g 

entsprichtt die eine Impfung empfiehlt. 

! I: ~,' 

Der aGa bejaht nicht nur die Aufklärungspflicht bei Impfungen nach den allgemeinen Grundsätzen, 

sondern sprach auch aus, dass im Falle der Entscheidung OGH 2 Ob 197/97 die Aufklärungspflicht 

gtlrade deshalb bestanden hätte1 da die Nutzen-Schadens-Abwägung der Impfung in medizinischen 

Faobkreisen umslJitten sei und das Wohl der Kranken und der Schutz der Gesunden unter Einhaltung 

der bestehenden Vorschriften zu wahren sei. Dies sei an den unterschiedlichen Empfehlungen der 

Sanitätsräte zu erkelUlenlo Eine ausführliohe Aufklärung ist bei präventiven Maßnahm.en wie einer 

Sohutzimpfung immer dann erforderlich! wenn nur ndas allgemeine lnfektionsrisiko'" besteht und nicht 

besondere Umstände hinzutreten) die ein schnelles Eingreifen erfordern. 

Inl Lichte dieser Judikatur haben deIIBlach nicht n'UI eine Risikoaufklärungjl sondern auch eine 

DiagnosE" und eine Bebandlungsaufldärung zu erfolgen. 

Im Interesse der Volksgesundheit ist es daher unerlässlich geboten, eine ausführliche, sachliohe und 

objektive Aufklärung durohzuftihren, die den Patienten 'w'eder erschreckt) noch unter Druck setzt~ 

damit er nach reiflicher Überlegung und Abwägung sein SelbstbestiITUnWlgsrecht ausüben kann. 

Davon abgesehen ist zu bedenken., dass zum Einen im Falle von ansteckenden Infektionskrankheiten 
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die Entscheidung einer NichtimpfWlg im I-linbliok auf die Auswirkung a.uf die Gesellschaft zu tretTen 

und zum Anderen:. dass es sich bei nioht übertragbareIl Infektionskrankheiten lediglich um 

El1tscheidungen handelt, die nur den Einzelnen betreffen~ Dies nämlich dann. wenn es 2um Beispiel 

um die Entsoheidung einer FSME Impfuna geht 

Dem Argument des Berufungswerbers, wonach hnpfschäden nicht VerÖffelltlicht wurden bzw

werdeniP ist entgegenzuhalten. dass zum Thema Sohutzimpfung auch Irnpfunglück:e, Impfrisken und 

Impfschäden ötI'entlich berichtet werden. 

Zumal den vorliegenden Unterlagen sowie auch den Ausführungen des Berufungswerbers die 

allgemeinen Grundsätze der Autklärung fehlell~ ist festzuhalten;t dass die vOn der Osterreichischen 

Ärztekammer auch in dieser Hinsicht monierte Gefahr, dass ein großer Personenkreis durch einseitige, 

unsachliche und subjektive Informationen nachhaltig in eine Richtung beeint1usst wird, den Mangel 

der Vertrauenswürdigkeit sogar noch verstir1ct haben. Wenn im InfonnationsmateriaJ geien das 

Impfen und somit in der Aufklärung Darstellungen wie die Kranlcheit als tlberlieferte& Phantom, ob 

eine Krankheit jemanden fUr bestimmte Zw'ecke entgegenkommtp weiters nrilitärisohe Zwecke, 

Mythos und Aberglaube gleicherm.aßeJi in Zusammenhang gebracht werden und Krankheiten und 

deren.Ursachen sogar verhöhnt werden, so steht diese wohl im krassen Gegensatz zu einer fundierten 

a ....KI.~~ Vemrit11ung von Ken:ntnissen~ All diese Bewertungen haben' mit Sachlichk.eit und Objektivität 

nichts gemein und sind mit einer lege Beratuna 'nicht in Einklang zu bringenp 

Ein Ar~t ist verpflichtet seine Behandlungs- 'und Betreuungspflicht nacb Maßgabe der IrZtlich~n 

Wissenschaft und Erfahrung wah:m1nehmen und der Patient hat ein Reoht auf eine lege anis Beratung 

Ein vom Berufunaswerber immer wieder angesprochenes Pro & Kontra, kann nicht erkannt werden. 

Im Gegenteil, es werden durch Darstellungen auf suggestive Art und Weise Ängste g-eschürt. die eine 

freie Entsoheidung (Selbstbestimrnu'ngsrecht) zur Durchführung oder Unterlassung einer Impfuna 

beeinflussen. 

Derzeit stellt der Impfplan in der Schaden..Nutzen...Abwägung den Stand der medizinischen 

Wissenschaft dar. Man kann durchaus verschiedenen Impfungen laitisch gegenüberstehen) dies setzt 

aber voraus., dass man sio'h in einer auf wissenschaftlichen Erkermtnissen beruhenden Art und Weise 

damit ausBinanderset'~t und etwaige Risken dem zu envartenden Nutzen aegeI1überstellt. Derartige 

Ausftthtunaen des Berufungswerbers sind nicht e'Vident. Sohin ist festzuhaltenIl dass von Seiten des 

Berofunaswerbers keine objektive. an wissenschaftlichen Prinzipien orientiertc:t Auseinandersetzung 

mit dem Thema stattgefunden hat Eine ..A.ngst-, Misstrauens- und Unsicherheit scharende allgemeine 

Ablelmung sämtlicher ImpfUIlgen~ erfUllt die einem Arzt obliegende Verpflichtung sicher nicht. 
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dass der Mangel der Vertrauens\ltiürdigkejt aus dem Vorhergesagten auch ZUtl1 

der Beurteilung J'loch lnlnlt:r vorliegt. TIJ1tspreeht:nd den Erken'rltnissen des 

V t:rwaltunp"sgerichtshofc:s, die Vertraucnswürdiglccit nur dann vori' Welll1 c;ine Person (AJ1zt) nauh 

(ir:is'tc=shaltung und Sjnn~sart ein PetsönHchkcitsb'ild vet'nlitte1t~ dass be'! 

Berüc1<:sichtig'ung aller fÜr das Genleinschaftsleben bela'nf.rreichen Richtungen eitl in ihr gesetztes 

rechtfertiaen Die gesetzlich geforderte Vertrauenswürdigkeit setzt voraus, dass der 

aufgrund seines Gesamtverhaltens eine verlässliche Beachtung der mit dem ärztlichen Beruf 

verbundenen Pflichten und Obliegenheiten nach Maßgabe einer ausschließlich am Wohl der Patienten 

orientierten Beratung und Behandlung gemäß § 49 Ärztegesetz 1998 erwarten lässt. Dabei trifft den 

..Arzt die Pflicht zur gewissenhaften Beb'euung nach ."Maßgabe der ärztlichen Wissenschaft und 

Erfahrung"". 

Eine allgemeine Verunsicherung bezüglich der Imptmedi2in führt zur Unsicherheit und ist sicherlich 

auch mittelbar dafUr verantwortlichjl ,dass die Irnpmotvvendigkeit verdrängt wird. 

Der Berufungswerbm' hat eine durch organisierte Veranstaltungen weit über die Grenzen hlnaus 

belcannte Beratungsfunktion inne.. E" nimmt dabei eine ."GarantenstelltlngU ein 1.U1d treffen auf dessen 

ärztliches Wort und dessen ärZtliohen Rats insbesondere Eltern als gesetzliche Vertreter ihre 

verantwortungsvolle Entscheidung.. 

Der Berofungsbehljrde \VUrden un2ählige ,~efürwort:u:ngsschreibenCrii fii.r HemJ. Or. Loibner 

zugem'ittelt, welche keinen Eingang hl die Beurteilung der Entsoheiduna gefunden haben, da diese 

Sympathiekundgebungen ftlr die hier zu prüfende Frage der Vertrauenswürdigkeit im Sinne des 

Är2,tegesetzes nicht von Bedeutung sind (vgl. VwGl-I vom 20.6.2006, 2004/11/0202). 

Es war daher zum Sohu,tze der Öffentlichkeit!! insbesondere im Interesse der Volksgesundheit, der 

Berufung keine Folge zu geben und der angefochtene Bescheid vollinhaltlich zu bestätigen. 
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Rechtsmittelbelehrung: 

Gegen diesen Bescheid ist kein ordentlielles Reohtsmittel zulässig. 

Hlaweis: 

kann jedoch innerhalb von 6 Wochen ab Zustellung eine Beschwerde beim Verwaltungs- oder 

Verfassunpgerichtshof erhoben werdeD~ Eine solche ist vOn einem Reohtsanwalt Zu unterschreiben 

und mit € 220,- zu vergebührenr 

Für den Landeshauptmann:
 

Uotersebrift auf OrllPnal IIn Akt
 

Dr. Dietmar Müller eh.
 

Flfxldiea?c~vre~deJAusfertigung 

Ergthtun: 

l/Herrn Dr. Johann Loibner, Badstraße 89, 8563 Ligist, vertreten durch Dr. Hans Kröppe1,
t7 Rechtsanwaltl Hauptstraße 7, 8650 Kindberg; gg. RSbI 

z.	 die Österreichische Ärzteka1'l1ll1.er~ Weihburggasse 10-12~ 1010 Wien; unter Rücksendun~des 
OriginalakteSi gg RSbI 

J.	 die Äntekammer fUr Steierma:rkp Kaiserfeldgasse 29, 8010 ~ via E-Mail: aek@aekstmlcor.at 

4.	 das Bundemninistenum fOr Gesundheit-" Familie und Jugend, Radetzkystraße 2, 1030 Wien~ via 
E-Mail~ KA-Zentralkartei@bmyt 
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